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Die KPÖ und die Besetzung des Ernst-Kirchweger-Hauses 

und sie bewegt sich doch (nicht) 
Nach Drucklegung der letzten, vorsommerlichen Ausgabe 

des TATblattsentspannte sich die Situation rund um das besetz­
te Ernst Kirchweger Haus ein wenig: Unter der Drohung einer 
Rückbesetzung (die aber dann allein schon der Altersstruktur 
und der geringen Zahl der potentiellen Bergarbeiter, äh Rück­
besetzerInnen wegen wohl kaum möglich gewesen wäre) stimm­
ten die BesetzerInnen des KPÖ-eigenen, bis zur Besetzung prak­
tisch ungenutzten Hauses in der Wielandgasse im 10. Wiener Ge­
meinde~zirk einem "Kompromiß" zu. Die Besetzung sollte für 

ausgesetzt erklärt werden; dafür verspricht die KPÖ, bis ein­
schließlich 25.August nicht räumen zu lassen. Während dieses 
Zeitraums sollten Verhandlungen über die spätere, langfristige 
Nutzung des Hauses geführt werden. Der Termin 25.August 
wurde damit begründet, daß die Räumlichkeiten in den darauf­
folgenden 14 Tagen zur Vor- und Nachbereitung des Volksstim­
me-Festes benötigt würden. 

Die BesetzerInnen hießen fortan "neue BenützerInnen". 

Dieses ist kein "normales· TATblatt. Es ist 
bloß ein außertourliches, aktuelles Blatt, kon­
zipiert, um am Volksstimmefest ausgeteilt zu 
werden. Denn eigentlich machen wir noch bis 
Mitte September Sommerpause. Normaler­
weise ist das TA Tblatt viel dicker, viel informa­
tiver, viel reichhaltiger, ... 

Das TA Tb/att 
ist ein 14-tägig erscheinendes selbstverwalte­
tes Informations- und Diskussionsorgan. 
Unser Ziel ist es aber nicht, irgendwelchen 
mystischen Objektivitäts- oder Ausgewogen­
heitsgeboten zu entsprechen. 

Ein Medium ist immer nur ein Medium 
derer, die in ihm als Handelnde vorkommen! 
In bürgerlichen Medien handeln Untemeh­
mer, Hausbesitzer, Regierungsmitglieder 
oder in deren Vertretung Polizei und 
Militär.Jene aber, die gegen menschenver­
achtende Projekte und Politik Widerstand 
leisten, die werden geräumt, werden geprü­
gelt und werden festgenommen; kommen 
also nur als passiv Erduldende und Erleiden­
de vor, ohne eigenen Antrieb (ferngesteuert) 
und vor allem ohne politische Bedeutung 
(ohnmächtig). 

Im TATblatt, und das sol/ der Name zum 
Ausdruck bringen, handeln jene, die Straßen 
blockieren, Häuser besetzen, .... eben Wider­
stand leisten. Und diese sollen am Besten 
auch gleich selbst qnd ganz und gar subjektiv 
von ihrem Handeln berichten. 

Auch die Antworten zu Fragen über Für und 
Wider von Basislohn, Militanz, Volkszählung 
usw. usf. werden wir uns nicht aus gebunde­
nen Büchern heraussuchen können; die 
müssen wir uns schon selbst suchen: Also 
miteinander debattieren und streiten lernen. 
Der Platz dazu soll im TATblatt sein. 

Das TATblatt ist ein Projekt in Entwicklung. 
Nicht nur die Rechtschreibfehler und die 
gegen l!Iull laufende Numerierungdeuten 
darauf hin. Welche aber Rechtschreibfehler, 
die Suche nach einem eigenen Schreibstil 
oder die Auseinandersetzung mit wider­
sprüchlichen Meinungen nicht abschreckt, 
die können an der Entwicklung eines unab­
hängigen finken Zeitungsprojekts mitarbei­
ten. 

Doch was nun? 

(T ATblatt-Wien) 
Die zum Zwecke der autojustiziellen 

Räumung (also der Räumung in Selbst­
justiz; Anm d Lehauter) angereisten 
etwa 200 KPÖ-MitgliederInnen (die 
Volksstimme sprach von 800 bis 1000) 
konnten mit der Losung vorn Ende der 
Besetzung beruhigt werden (zuvor war 
es allerdings zu tätlichen Angriffen auf 
einzelne BesetzerInnen gekommen, die 
Flugblätter verteilen wollten). Hatte 
diese Irreführung der Basis durch die 
Parteiführung erst eher Belustigung aus­
gelöst, so müssen wir heute sehen, daß sie 
früher oder später zum Bumerang 
werden könnte. Sehr viele KPÖ-Mitglie­
derInnen werden nur per "Volksstim­
me" über das Ernst Kirchweger Haus in­
formiert; und selbige verfolgt da eine 
recht kleinformatige Propaganda linie: 

Nicht offen aggressiv, Jedoch deutliCh 
spürbar, wird Stimmung gegen die 
"neuen Benützerinnen" gemacht. 

Von den ehemaligen BesetzerInnen 
veranstalteten Film- und Diskussions­
abende oder eine - ebenfalls von den 
neuen BenützerInnen organisierten -
Ausstellung über Frauen im Nationalso­
zialismus mutierten im Parteiorgan zu 
Parteiveranstaltungen, quasi zur 
Bildung der politisch etwas minderbe­
mittelten "neuen BenützerInnen". Das 
selbige Ausstellung dann zum Teil abge­
baut werden mußte, um einer Tagung 
des Zentralkomitees Platz zu machen, 
wurde wohl erst nach Redaktionsschluß 
bekannt. 

Sehr treffend charakterisiert Michael 
Scharang in einern Leserbrief den Stil der 
Volksstimme: "Punks und Autonome" 
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können nach Meinung der Volksstimme 
wohl nicht sitzen; sie lungern bloß. Und 
Türken oder Kurden kochen nicht in der 
Volksküche, sie machen sich zu schaffen." 

des weit mehr Platz zur Verfügung steht, 
als sie vor der Besetzung im gesamten 
Haus regelmäßig nutzte, beansprucht sie 

Der angeblich erzielte Komprorniß, 
bzw dessen Vermittlung an die Basis, muß 
selbiger im Kontext der Volksstimme-Be­
richterstattung signalisiert haben: Bis 
Herbst sind die Chaoten da noch drin, aber 
dann ab durch die Mitte mit dem Gesindel. 

. Räumlichkeiten in jenem Teil des Hauses, 
dernach Meinung der "neuen BenützerIn­
nen" unabhängigen Gruppen für ihre 
Arbeit oder zum Wohnen zur Verfügung 
gestellt werden soll. Ein Problem besteht 
auch darin, daß die Partei, die auf Plakaten 
eine Meldepflicht für leerstehende Woh­
nungen verlangt, nicht bereit ist, die Un­
trennbarkeit von Wohnen, Politik und 
Kultur so zu akzeptieren, wie es den jetzi­
gen Benützerinnen vorschwebt. Gerade 
um das Wohnen im Ernst Kirchwe·ger 
Haus drückt sich die KPÖ immer wieder 
herum. 

Es ist das auch die Stimmung, die 
einer/rn im Gespräch mit vielen KPlerIn­
nen entgegenschlägt. 

Eine Stimmung, die das Verhandeln 
sehr erschwert, denn jedes Verhandlungs­
ergebnis würde ja schließlich eine Fortset­
zung der Nutzung eines Parteigebäudes 
durch Parteifremde bedeuten. Folge: 
Keine Kleinigkeit wurde seitens des KP­
Verhandlungsteams ausgelassen, um die 
Gespräche zu erschweren. Da hat wer am 
Dachboden geschlafen, oder in einem un­
benutzten Raum, den die KPÖ für sich be­
ansprucht. 

Viel Mühe wendet die KP-Delegation 
auch auf, um mittels unannehmbarer und 
völlig bürokratischer Forderungen die 
"neuen Benützerinnen" ihrerseits zum 
Abbruch der Verhandlungen zu bewegen 
(womit die KPÖ dann in der Öffentlichkeit 
gut dastehen würde). Obwohl den KPÖ­
Teilorganisationen im 4.Stock des Gebäu-

Die Aktivitäten der Nicht-KPlerInnen 
werden immer wieder behindert, zum Teil 
offen sabotiert: So wollen die KP-Ver­
handlerInnen die Ersetzung eines autono­
men Ausilinderlnnenbüros durch eine Be­
ratungsstelle des Mieterschutzvei"pandes 
auf Kostens des autonomen (also nicht von 
der KPÖ verwalteten) Bereichs durchset­
zen, also Formen <;Ier Selbst organisation 
und Selbstverwaltung durch "Stellvertrete­
rInnenpolitk" ersetzen. Angeblich funktio­
niere das AusländerInnenbüro laut KPÖ 
ohnehin nIcht. Eine recht zynische Argu­
mentation, denn hier wird von sehr lose or­
ganisierten Menschen binnen zweier 

Positionspapier der Benützerinnen des 
Ernst Kirchweger Hauses: 

AN DAS 
ZENTRALKOMITEE DER 
KP6 

Am 25.August endete die 
Frist einer Nichtkündigungs­
garantie der KP gegenüber 
den neuen Benützerinnen. 

Mit Bedauern stellen wir 
fest; daß es uns im Rahmen 
der Verhandlungen inner­
halb der letzten zwei Monate 
nicht gelungen ist, eine reale 
Vertragsbasis für eine läng­
erfristige Nutzung des Ernst 
Kirchweger Hauses zu erar­
beiten. Allzuoft gerieten die 
Gespräche aufgrund von 
Kleinigkeiten und Details ins 
Stocken. Wir werfen der 
KPÖ-Verhandlungsdelegatio 
n vor, daß sie nicht immer 
bereit war, das Gespräch 
seriös zu führen und einer 
raschen Vertragsunterzeich­
nung näher zu kommen. 

Auch sind die die von uns 
immer wieder klar geäußer­
ten Grundnotwendigkeiten 

oder nicht vollinhaltlich 
an die Partei weitergeleitet 
worden. Wir haben den Ein­
druck, daß so der Stand der 
Verhandlungen nicht immer 
richtig nach Außen darge­
stellt wurde. 

Wir stellen daher noch 
einmal klar: 

Wir Benützerinnen plädie­
ren für die Schaffung eines 
Dachverbandes, der aus 

vielen Einzelpersonen aller 
mitbenützenden Gruppen 
und Partein besteht. Dieser 
Dachverband schließt mit 
der KPÖ einen langfristigen 
Vertrag über alle gemeinsam 
oder ausschließlich autonom 
genützten Teile des Hauses 
auf der Basis stand­
ardisierter Mietverträge zu 
symbolischem Zins ab. 

Der Dachverband vertritt 
das Haus insgesamt gegen­
über Dritten. 

Die neuen Benützerinnen 
beharren im Rahmen einer 
realen Durchführung des 
Projektes auf gewisse räum­
liche Bedingungen: 

Zweiter und dritter Stock 
ausschließlich zur autono­
men Benutzung; auch für 
Wohnzwecke. Ausbau des 
Dachbodens durch die 
neuen Ben~zerlnnen für 
Wohnzwecke und "Schrift­
stellerlnnen-Zentrum" im 
Sinne der "Vermittlerinnen"; 
Nach Ausbau des Dachbo­
dens Sc,haffung eines auto­
nomen halböffentlichen Be­
reichs mit Schule, Büros etc.; 
Freigabe der unbenutzten 
Kellerräume für Werkstätten 
und Proberäume. 

Wir weisen auch noch 
einmal mit aller Deutlichkeit 
darauf hin, daß die viel­
schichtige Struktu r der 
neuen Benützerinnen ein 
"Projekt Ernst Kirchweger-

haus" nur durchführen kann 
und will, wenn die volle Auto~ 
nomie der Gruppe sowie 
deren Organisations- und 
Entsche id u n gsstruktu r 
gewahrt bleibt. 

Eine gemeinsame 
Nutzung des Hauses kann 
sich nur in einem langfristi­
gen Prozess entwickeln. Für 
uns können daher aus­
schließlich räumliche und 
rechtliche Belange vertrag­
lichgeregeltwerden. Organ i­
sationsform, gemeinsames 
Arbeiten und Handeln 
können nicht schriftlich fest­
gelegt und "geschaffen" 
werden; sie können sich nur 
auf der Basis gegenseitigen 
Vertrauens aus einer ge­
meinsamen Realität entwik­
kein. 

DIENEUEN 
BENÜTZERINNEN DES 
ERNST KIRCHWEGER 
HAUSES 

Anmerkung des TAT­
blatts: Dieser Text geistert in 
zwei Ausführungen durch 
die Schubladen der KPÖ­
Führung. Uns liegt im Au­
genblick nur die frühere der 
bei den vor, die wir hiermit 
zum Abdruck bringen. Inhalt­
lich unterscheiden sich die 
zwei Briefe NICHT! 

TATblatt minus 65a 

Monate etwas verlangt, was die KPÖ in 45 
Jahren nicht zustande gebracht hat: U nein­
geschränkte Akzeptanz für ein linkes 
Projekt zu schaffen! 

Ein wenig dürfte sich nun Katzenjam­
mer innerhalb der KP-Führung breit 
machen. Die GenossInnen Vorsitzenden 
werden sich demnächst von ihrer Basis 
fragen lassen müssen, warum die "Wie­
landschule" noch immer von Chaoten im 
rechtsfreien Raum belagert wird, wo doch 
das Übereinkommen zwischen Besetze­
rinnen und Parteiführung schon längst 
ausgelaufen sei, und wo doch das Haus so 
dringend für das Volksstimmefest ge­
braucht würde. Diese Frage ohne Einge­
ständnis der Des- oder Nichtinformations­
politik gegenüber den eigenen Parteimit­
gliederinnen zu beantworten, dürfte 
schwer fallen. 

Seit kurzem dürfen sich daher wieder 
kritische KPÖ-MitgliederInnen in der 
Volksstimme zu Wort melden, um den 
Schwenk der Parteiführung vorzubereiten. 
In der Volksstimme-Ausgabe vom 
28.8.1990 darf Josef Rhemann den "einfa­
chen Mitgliederinnen" den politischen 
Charakter der Besetzung und sein - aus­
gesprochen gutes - Verhältnis zu den Be­
setzerinnen erläutern. 

Nicht zuletzt deshalb fürchten sich die 
"neuen Benützerinnen" im Moment nicht 
sonderlich vor einer möglichen Räumung. 
Außerdem steht da noch die Wahl vor der 
Tür, und so weiter und so fort.... 

Sollten die "Parteiöffner", die sich jetzt 
wieder zu Wort melden dürfen, nicht 
durchsetzen können, liegt das nächste 
wichtige Datum in Bezug auf das Kirchwe­
ger Haus doch recht nahe: der 8.0!Ctober. 

An diesem Tag hätte das Zentralko­
mitees dann vielleicht doch zwei Punkte 
auf der Tagesordnung: 
1) Analyse der Wahl niederlage vom 
7.0ktober 
2) "Lösung" des "BesetzerInnenpro­
hlcms". 
W E L TAU S S.T E L L U N G EX POl 99 

BRÜCKEN IN-DIE ZUKUNF~ 



SIE WOLLEN DAS ROTSTILZCHEN 
•• 

RAUMEN - WIR BLEIBEN ABER DRINNEN 
1. WAS IST DAS ROTSTILZCHEN? 

Das Rotstilzchen existiert seit 10 
Jahren und ist ein selbstverwaltetes, auto­
nomes Beisl. Das heißt, wir kriegen und 
wollen keinerlei Subventionen - wir 
können bzw. versuchen, unsere politischen 
Ideen durchzusetzen, ohne daß uns irgend­
wer dreinredet. Im Gegensatz zu anderen 
Beisln ist das Rotstilzchen nicht gewinn­
orientiert. Die Einnahmen decken die lau­
fenden Kosten. Wir bieten Platz für 
Gruppen, die gegen AuslilnderInnenfeind­
lichkeit, Ra&iismus, Aufrüstung, Stadtteil­
zerstörung und Spekulation etc. auftreten. 
Und außerdem ist das Rotstilzchen ein 
Beisl, in dem kein Konsumzwang herrscht, 
in dem jede und jeder gern gesehen ist, 
wenn er/sie kein Fascho, Bulle, Spekulant, 
Vergewaltiger ist. 

2. WIESO BRAUCHEN WIR GERADE 
DAS ROTSTILZCHEN? 

Das Rotstilzchen ist für uns der Ort, an 
dem wir gemeinsam reden, trinken, lachen, 
essen, diskutieren, streiten, weinen, ... 
können. Und was ebenso wichtig ist, wir 
haben einen Platz, wo wir Veranstaltungen 
machen, und wo wir uns zu politischen 
Themen verhalten (wollen). (Kampf gegen 
Faschismus, Spekulation, Aktionen gegen 
den Opernball etc.) 

Außerdem werden wir nirgendwo in 
Wien mehr ein Lokal finden, das wir uns 
auch leisten können. 

3. WARUM WILL UNS DIE HAUSBE­
SITZERIN RAUSWERFEN? 

Die offizielle Begründung lautet 
"nachteiliger Gebrauch", wobei das Ausse­
hen der He'lJ("her[nnefl ! hllnte [LI:m') mit 

ausschlaggebend ist. In Wahrheit ist das 
Haus, in dem sich das Rotstilzchen befin­
det, ein Spekulationsobjekt. Da die Miet­
preise in den letzten Jahren ins Unermeß­
liche gestiegen sind, könnte sie für die 
Rilume bei Neuvermietung ein Vielfaches 
kassieren. 

4. WIR SIND NICHT DIE ERSTEN 
UND EINZIGEN, DIE SO VON DER 

STADTTEILZERSTÖRUNG BETROF­
FEN SIND. 

Aber nicht nur das Rotstilzchen soll 
geräumt werden sondern auch die anderen 
MieterInnen im Haus Margaretenstr.99 
sollen vertrieben werden. Dafür sprechen 

. folgende Indizien 
• der Papierhändler mußte kündigen, 

da er sich die erhöhte Miete nicht mehr 
leisten konnte. 

• das Ecklokal steht ebenfalls schon 
jahrelang leer. 

• das Haus wurde verkauft und kein 
Mensch kennt den neuen Hausbesitzer. 
Auch auf Anfragen bei der neuen Haus­
verwaltung konnten wir nicht herausfinden 
wer der neue HausOesitzer ist. Weiters 
konnten wir nicht erfahren, wieviel für das 
Haus bezahlt wurde. 

• über die Renovierungsarbeiten im' 
Haus wurde ebenfalls niemand informiert. 
Unklar ist weiters wer die Renovierungsko­
sten bezahlen muß. Unter dem Motto 
"Stadtteilsanierung" wurde inden Siebzi­
gern begonnen, im 7. Bezirk einen ganzen 
Teil (Spittelberg) umzustrukturieren. Alt­
hiluser, die billigen Wohnraum geboten 
haben, wurden renoviert, und billige Miet­
wohnungen wurden zu teuren Eigentums­
wohnungen umfunktioniert. Die Hausbe­
sitzer sind bei dieser Sanierung doppelte 
(;('winfll'r' 

l:.ndl! Aprtl grub dl!r /:)l<1mm da KlJlSltl:,chensdas Aril!g~'beil aus 
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1. können sie von den Mieterinnen 
nach der Renovierung Horrormieten ver­
langen, 

2. werden die Häuser durch Billigstkre­
dite der Gemeinde Wien saniert. Ähnliches 
ist in den letzten Jahren in Gumpendorf 
passiert. 

Auch in Margareten, Teilen des 2. und 
3. Bezirks sind die Absanierer krilftig am 
Werk. Neben den höheren Gewinnen ist 
das Ziel dieser Stadtteilzerstörung die Ver­
treibung von Menschen mit niedrigen Ein­
kommen, um die leergewordenen Objekte 
in teure Geschilfte, Hotels und teure Ei­
gentumswohnungen für die Reichen um­
zuwandeln. Das sind keine Hirngespinste 
von uns: 

Sowohl am Spittelberg als auch in 
Teilen von Gumpendorf wohnen und ar­
beiten immer mehr Yuppies, und fast alle 
der alten MieterInnen sind verschwunden. 
Und wenn Sie durch Margareten gehen, 
werden Sie sicher auch schon bemerkt 
haben, daß immer mehr Touristen (wegen 
der vielen Hotels) kommen und immer 
mehr billiger Wohnraum geht. Sicher 
kennen auch Sie jemanden, der/die wegen 
zu hohen Mieten oder wegen eines 
Neubaus die billige Wohnung verlassen 
mußte. 

5. WER VERDIENT AN DER STADT­
TEILZERSTÖRUNG? 

• Die Hausbesitzer, die teure Mieten 
kassieren 

• Die Spekulanten. Sie kaufen billige 
Althiluser, sanieren sie und verkaufen sie 
teuer weiter. 

• Die Baufirmen, indem sie für die Re­
novierung bzw. Neubau kassieren. 

• Die Banken, indem sie die Kreditzin­
sen kassieren und an den Baufirmen betei­
ligt sind. . 

• Neue, teure Geschilfte, da ein zah­
lungskräftiges Publikum in die Gegend 
zieht. 

Wenn argumentiert wird, die Touri­
sten bringen Geld für den Staat, die Ge­
meinde, den Bezirk, fragen wir Sie: 

Wieviel Geld haben Sie schon vom 
Tourismus-Boom Wiens bekommen? 
Nichts! Das Geld, das die Touristen 
bringen, fließt nämlich in die Taschen von: 

Hoteliers, Gemeinde, Baulöwen, 



Banken und Geschäftsleuten. 
Wenn argumentiert wird, die Touri­

sten schaffen Arbeitsplätze, so sagen wir: 
Die Arbeitsbedingungen im Hotel­

und Gastgewerbe' sind mit die schlechtest 
bezahlten. Gerade für die Touristen 
müssen die Geschäfte länger offen halten. 
Das heißt, wir müssen länger arbeiten. 

Wir kommen dadurch in einen Teu­
felskreis: 

Weil die Wohnungen knapper 
gemacht werden, müssen wir mehr dafür 
bezahlen (schon heute zahlen wir durch­
schnittlich 30% unseres monatlichen Ein­
kommens für die Miete). Dadurch sind 
viele Menschen gezwungen, schlecht be­
zahlte und ungeschützte Arbeitsverhältnis­
se einZugehen. Das heißt, Frauen müssen 
verstärkt Heimarbeit leisten, AusU!nderIn~ 
nen und Arbeitslose sind den Sklavenhänd­
lern (z.B. Leiharbeit) hilflos ausgeliefert. 
Für Jugendliche bedeutet das, daß sie noch 
länger bei ihren Eltern wohnen müssen. 
Außerdem heißt das für uns alle, daß wir 
mehr Streß und weniger Zeit für uns 
haben. 

6. WARUM HABEN WIR KEINERLEI 
UNTERSTÜTZUNG DER GEMEINDE 

ZU ERWARTEN? 

Die Gemeinde ist genau für diese Sa­
nierungspolitik verantwortlich und fördert 
sie noch immer. Da wir uns aus oben ange­
führten Gründen gegen die Zustände im 
Bezirk wehren, ist es der Gemeinde nur an­
genehm, unsere Sache der Hausbesitzerin 
und den Gerichten zu überlassen. Die Ge­
meindeverhält sich als größte Hausbesitze­
rin in Wien genauso wie alle anderen Haus­
besitzer und läßt jährlich Zahlreiche Men~ 
schen wegen Mietschulden delogieren. In 
Häusern, wo die Gemeil1de saniert, 
werden Infobüros für Leute eingerichtet, 
die wegen der erhöhten Mieten umsiedeln 
müssen. 

Die Gemeinde gibt offen zu, daß sie 
nur mehr für Reiche baut. Es wird ernst­
haft diskutiert, Gemeindewohnungen in 
Eigentumswohnungen umzuwandeln, 
womit jeder soziale Anstrich endgültig die 
Farbe verliert. 

Letztendlich ist die Gemeinde verant­
wortlich für die Räumung autonomer 
Zentren: Arena, Gaga, Ägidi. 

7. WAS KÖNNEN WIR DAGEGEN 
MACHEN? 

Wir müssen aufhören, Wohnungs- und 
Mietprobleme als Einzelschicksale zu 
sehen. Viele Menschen sind den gleichen 
oder ähnlichen Problemen ausgesetzt (Be­
triebskostenerhöhungen, 18, Räumungs­
klagen, Delogierungen, ... ). Wenn wir uns 
zusammensetzen und über diese Probleme 
reden, sind wir den Hausbesitzern gegen­
über in einer viel besseren Position. 
Welchen Erfolg wir so haben können, zeigt 
das Beispiel der Mayr-Mellnhof-MieterIn­
nen, die sich 1986 zusammenschlossen und 

ihre Absiedelung gemeinsam verhinder­
ten . 

. Für die Hausbesitzer ist es viel ange­
nehmer, einzelnen MieterInnen gegen­
über zu stehen, als einer entschlossenen 
Hausgemeinschaft. Eine andere Möglich­
keit, sich gegen überhöhte Mietforderun­
gen zu wehren, sind das bezahlen selbSt 
festgelegter Mieten (z.B. 10% des Einkom­
mens) oder der Mietboykott. Beides wird 
anderswo (z.B. Italien) schon jahrelang 
praktiziert, ist aber für Österreich noch Zu­
kunftsmusik. Nichtsdestotrotz halten wir 
diese Widerstandsformen für zweckmäßig 
und berechtigt, weil wir so den unver­
schämten Mietforderungen etwas entge­
gensetzen können. 

Besonders betroffen von den Verhält­
nissen, die am Wohnungsmarkt herrschen, 
sind Jugendliche, die so länger bei ihren 
Eltern wohnen müssen, und Menschen, die 
sich die Mieten nicht mehr leisten können 
und auf der Straße landen. Dem gegen­
über stehen die zahlreichen leeren Woh-

, nungen und Häuser in Wien (offiziell 
138.000 leere Wohnungen und allein 15 
leere Häuser in Margareten). 

Ein Schritt, um gegen diese Situation 
anzukämpfen, ist die Enteignung von leer­
stehendem Wohnraum, sogenannte Beset­
zungen. 

Schauen wir nicht weg, wenn unsere 
Nachbarn delogiert werden! 

Ertränken wir nicht unseren Kummer 
in Alkohol! 

Lassen wir unsere Wut nicht an gesell­
schaftlich Benachteiligten - Frauen, 
Kindern, AusländerInnen - aus, sondern 
treffen wir uns! 

Zeigen wir den Spekulanten, Baulö­
wen, Tourismusmanagern und der Ge­
meinde, daß wir nicht wehrlos sind. 

, Wir grüßen die GenossInnen in den be­
setzten Häusern der Hamburger Hafen­
straße, des autonomen Zentrums Blitz in 
Oslo, des autonomen Zentrums Kanal in 
Schwertberg und die HausbesetzerInnen 
in Salzburg - all diese Zentren sind eben­
falls von der Räumung bedroht. 

Keine Räumung des Rotstilzchens 
Verhindern wir gemeinsam Delogierun­

gen 
Schluß mit der Stadtteilzerstörung 
Keine EXPO in Wien und anderswo 

besucht das Rotstilzchen - 5., Margare­
tenstraße 99 

von 'Montag bis Freitag von 18 bis 2 Uhr 

SEPTEMBERPROGRAMM 

eDo. 6.9.90 Hardcore und Punkvideos 

eFr. 7.9. 90 Film über Opernball 90 

eMo 10.9.90 "Im Herbst der Bestie"; 
Im September 1988 halten Weltbank und 
Weltw1:jhrungsfondsihren jährlichen 
Gipfel in Westberlin ab. Nicht ungestört! 
Tausende von Menschen sorgen mit einer 
Vielzahl fantasievoller Aktionen dafür, daß 
das menschenverachtende Spektakel nicht 
ungestört über die Bühne gehen kann. Die 
massenhafte Aktivität lehrt so manche Po­
litiker das FUrchten. Der Film vermittelt 
ein wenig Geschichte von Weltbank und 
Weltwährungsfonds und gibt einen Über­
blick über den Widerstand geg~n den 
Kongreß. 
e Di.11.9. 90· ' Film mit dem Berliner Ka­
barett "die Drei Tornados" 

eFr.14.9.9O Film über l.Mai 1989 in 
Westberlin 

Seit 1988 treffen sich jedes Jahr am 
l.Mai über 10 000 Menschen im Berliner 
Stadtteil Kreuzberg, um unabhängig von 
SPD oder reformistischen Gewerkschaften 
den l.Mai vom "Krampf-" zum "Kampf­
tag" werden zu lassen. Im Jahr 1989 erst­
mals mit eine "rot-grünen"-Senat, der 
zeter und mordio schrie .... 

eMo.17.9.9O Film über Häuserkampf 
in Mestre (Venedig) 
Die BewohnerInnen einer Betonsilo-Sied­
lung in Mestre verweigern seit Jahren dem 
Staat die Gefolgschaft. Die Höhe der 
Miete zu bestimmen überlassen sie keinen 
anderen, das tun sie schon selbst. .. .! 

eFr.21.9.9O "Österreichische Arbeiter­
bewegUng der Zwischenkriegszeit" 

eMo.24.9.9O "Der große Massenstreik 
im Oktober 1950" 
Vorgeschichte, Verlauf und Auswirkun­
gen: Verdrängte Geschichte in Worten 
und Bildern 

eFr.28.9.9O großes Fest Fest Fest Fest 
Fest 

eMo.1.10.90 Entwicklung und Struk­
tur der österreichischen Sozialpartner­
schaft: Herrschaftsprinzip und "Massenbe­
glückung": Von der Aufhebung des Koali­
tionsverbots bis zu Herrn Rechberger 

Alle Veranstaltungen be­
ginnen um 19 Uhr 30 

Vorschau Oktober: Veranstaltung 
"Faschismustheorien" mit Emmerich 
Talos 

Veranstaltungsräume statt Rotstilzchenräumung!!!!! 
- TATblatt minus 65a - Seite 2b 
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Besetzung der Viehtaler Alni (OÖ) 

Kein Bohrturm nicht 
Seit Mitte Juni war die Baustelle flir einen Probe-Bohrturm der ÖMV auf der Viehtaler Alm bei Kleinreißing in Oberösterreich 
besetzt. Am 22. August wurden die Besetze~Innenschließlich weggerräumt. Den Bohrturm soll es aber trotzdem niemals geben. Die 
ÖMV aber ist anderer Meinung. 

(TATblatt-Wien) 
Seit Bekanntgabe des Projekts von 

Erdgas-Probebohrungen der ÖMV im De­
zember 1988 rühren sich kritische 
Stimmen. War es Anfangs in erster Linie 
die Sorge über die unmittelbare Naturzer­
störung, die die GegnerInnen auf die Bar­
rikaden rief, mischten sich unterdessen 
immer mehr grundsätzliche energiepoliti­
sche Aspekte in die Kritik. 

Es geht nicht "bloß" darum, 
daß während der Probebohrung 
mindestens 4000 Liter Diesel 
täglich durch die Antriebsaggre­
gate in die Luft geblasen werden, 
es geht auch nicht "bloß" darum, 
daß zb Adler und andere vom 
Aussterben bedrohte Tiere und 
Pflanzen wieder um eine Überle­
benscbance ärmer werden, oder 
"bloß" darum, daß bei einem 
Tankwagenunfall .beim Treib­
stofftransport auf 1000 Meter 
Seehöhe das Trinkwasser der ge­
samten Region verseucht werden 
würde. Es geht auch um die Ener­
giepolitik als ganzes. Und die wird 
von den Mächtigen bestimmt. 
Nebst den multinationalen Kon­
zernen in Österreich etwa vom 
Verbund, den EVUs und der 
ÖMV. Nicht zu vergessen: die Politiker als 
Handlanger oder unmittelbar Beteiligte. 

ÖSTER~EICHER MIT 
VERANlWORTUNG 

Als österreichischer Monopolbetrieb 
bekommt die Österreichische Mineralöl­
verwaltung ÖMV jährlich ein Budget in 
Millionenhöhe, um im Inland nach Kohlen­
wasserstoffreserven (Erdöl, Erdgas) zu 
suchen. Zur Sicherung der Auslands-Un­
abhängigkeit, wie es heißt. Damit, wenn's 
im Arabischen Raum kracht, kein österrei­
chischer Motor trocken bleiben muß. 

Die Österreicher mit Verantwortung, 
wie die ÖMV ihre Firmenbezeichnung 
jüngst gern umdeutet, betreiben auch zB 
eine Tochtergesellschaft PROTERRA, 
die sich hauptsächlich damit beschäftigt, 
den von der ÖMV verursachten Sonder­
müll wieder unter der Erdoberfläche ver­
schwinden zu lassen. Höchst verantwor­
tungsvOll rühmt sich die ÖMV auch ihrer 
Handelsbeziehungen, etwa mit dem 
Apartheids-Konzern SHELL. Als ebenso 
verantwortungsvoll ist wohl auch ihr Enga­
gement in der Gentechnologie zu bewer­
ten. 

HOPPLA 
Als alle Versuche das Projekt auf der 

Verhandlungsebene zu verhindern ge­
scheitert waren, und die Bagger zu baggern 
begannen, griff mensch zur Selbsthilfe. Die 
Baustellenzufahrt wurde blockiert, ein 

Baustopp, eine Umweltverträglichkeits­
prüfung und die Überprüfung der energie­
politischen Sinnhaftigkeit gefordert. Und 
tatsächlich: für die nächsten 6 Wochen 
hatte es sich ausgebaggert, für die Bagger. 
Da aber auch wochenlanges Totschweigen 
in den bürgerlichen Medien kein Ende der 
Besetzung bewirken konnte, wurde die Re­
pressionsmaschinerie angestartet: 14 Akti­
vistInnen hekamen eine Resitzst{)rungskla-

ge und "CmSlWl.:lllgl.: Vorkchrungcn" 
(bitt'schen, haßt des wirklich so? Bitte le­
serlicher faxen, das nächste Mal! Anm vom 
Tipper), die ihnen das Betreten eines 
Großteils der Gegend dort verbietet, ge­
koppelt mit der Androhung einer Schaden­
ersatzforderung. Interessant dabei ist etwa 
die Frage,wie die ÖMV an die Namen und 
Daten der Beklagten herangekommen sein 
mag. Doch nicht etwa mit Hilfe der Behör­
den? Das wäre nämlich illegal, schließlich 
ist es in zivilrechtlichen Angelegenheiten 
Sache der Klagenden die Namen der Be­
klagten herauszufinden. 

Da die Besetzung dennoch weiter an­
dauerte, wurde ein härterer Ton ange­
schlagen: Falls die Blockade noch weiter 
andauere, werde mann Schadenersatzfor­
derungen in der Höhe von 40 Millionen 
. Schilling an die 40 Beklagten richten, unge­
achtet dessen, ob sie daran teilnehmen 
oder nicht. Was in anderen Fällen als Er­
pressung geahndet wird, können sich 
Österreicher mit Verantwortung uneinge­
schränkt erlauben. 

Eine für den 20. August angedrohte 
Räumung scheiterte an der Solidarität 60 
entschlossener BesetzerInnen. Zwei Tage 
später waren die meisten Aktivistinnen 
wieder zu Tale gezogen um ihrer Lohnar­
beit nachzukommen. Da erklärte plötzliCh 
die Bezirkshauptmannschaft Steyr gemäß 
einem Gesetz aus dem Jahre 1929 das 

. ganze Gebiet kurzerhand zum "Sperrge­
biet", dessen Betretung bis zu S 3000,­
oder 3 Wochen Arrest kosten kann. Noch 
am selben Morgen rückten die Gendarmen 
(90 an der Zahl) an und die BesetzerInnen 
(ganz wenig an der Zahl) - als unmittel­
bare Folgewirkung des eklatanten Kräfte­
Ungleichgewichts - ab. Drei Personen 
versuchten eine von den BesetzerInnen 
erhaute Hütte vor dem Verfall zu retten 

und gerieten dabei vor­
übergehend in die Fänge 
der Staatsgewalt. 

Ein Versuch, am 27. 
August die Bauarbeiten 
neuerlich zu behindern, 
endete abermals mit Fest­
nahmen. 9 Personen 
hatten sich an. den Bau­
maschinen angekettet, 
und konnten erst nach 3 
Stunden entfernt werden. 
Die Wartezeit bis zum· 
Eintreffen eines Bolzen­
schneiders vertrieben sich 
die Gendarmen mit ein 
paar Brutalitäten zwi­
schendurch: Sie rissen 
eine Frau.an ihrer um den 
Bauch gelegten Kette 
oder regten später den 

Baggerfahra an, doch vielldcht mal den 
Motor einzuschalten, was dieser auch be­
reitwillig tat, zumal sich unter dem Gerät 
noch drei angekettete Frauen befanden 
hatten. Gendarm im O-Ton: "Erst wird 
ihnen ein bißer! schwindlig werden, dann 
wird ihnen schlecht werden, dann bekom­
mens Kopfweh, und dann ... " Hätte sich der 
Bagger auch nur um wenige Zentimeter 
bewegt, hätte dies für eine der Frauen den 
Tod bedeuten können, hatte sie sich doch 
mit um den Hals gelegter Kette angekettet. 
Inzwischen sind alle Festgenommenen 
wieder auf freiem Fuß, das Strafausmaß ist 
noch ungewiß. 

Umweltministerin F1emming hat in­
zwischen die Forderungen der ÖMV -Geg­
nerInnen unterstützt und die Finanzierung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung und 
der Überprüfung der energiepolitischen 
Sinnhaftigkeit zugesagt. Ob das irgendwel­
che Folgen haben wird, oder nur ein neuer 
Versuch der Ruhigstellung der KritikerIn­
nen ist, wird sich zeigen. Die Aktionen 
werden in verschiedenster Form sicherlich 
weitergehen. Moralische, finanzielle und 
physische Unterstützung ist nach wie vor 
gefragt. Zweitere ist erbeten auf den 
"Fonds für gerichtlich verfolgte Umwelt­
schUtzerInnen" Raiffeisen Großra­
ming 30 010 623. 
Aktuelle Infos: Telefon (07447)7649 .• 
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Wien: Autofreie Freitage 

Verkehrsberuhigung von unten 
(TATblatt-Wien) für den Herbst dieses Jahres europaweit 

geplant. 
Bei einzelnen Aktionen gilt es lediglich 

aufzupassen, daß sie nicht im Zuge der Na­
.tionalratswahlen von den Grünen als reine 
Wahlkampfveranstaltungen mißbraucht 
werden. Die Radldemos waren dereinst 
zweifellos von den Grünen initiiert worden, 
haben sich aber inzwischen zu einer breiten 

unabhängigen Verkehrsaktion entwickelt, 
die sich nicht für parteipolitische Zwecke 
vereinnahmen lassen sollte. 

In diesem Sinne: bis auf weiteres jeden 
Freitag mit dem FahrradI um 16 Uhr auf 
den Rathausplatz in Wien kommen: zur· 
gemeinsamen teuflischen Spazierfahrt 
entlang der höllischsten Verkehrsadern 
Wiens .• 

Jeden Freitag, pünktlich um 16 Uhr 
kommt der wiener innerstädtische Indivi­
dualverkehr zum Erliegen, und das nun 
schon seit bald drei Monaten. Aus Protest 
gegen den Autowahnsinn, die Ozonbela­
stung, den Autobahnbau usw usf treffen 
sich allwöchentlich unzählige RadIerInnen 
am Radhausplatz zur gemeinsamen Spa­
zierfahrt durch die Stadt. Die Fahrt führt, 
wie der Zufall so spielt, zumeist über die 
verkehrsreichsten Straßen Wiens, wie 
Gürtel, "Zweierlinie" oder Wienzeile. Kein Fußbreit den Faschisten 

Der um diese Zeit ohnehin stets zu­
sammenbrechende Autoverkehr bricht in 
diesem Zusammenhang ganz besonders 
zusammen, nur die RadlerInnen radeln 
hemmungslos. ,Die lärmgeplagten Anrai­
nerlnnen winken zumeist sehr erfreut aus 
ihren Fenstern, die sie dank der Radldemo 
nun zumindest ein rilalpro Woche kurz 
aufmachen können. 

Die Polizei tut sich schwer, der unge­
bührlich ruhigen Lage Herr zu werden. Die 
den Verkehrslilrm so störenden RadIerIn­
nen lassen sich nicht so leicht vertreiben. 
Selbst Einschüchterungsversuche und Kri­
minalisierungen haben ihre Wirkung 
bislang verfehlt. Am 10. August kam es zu 
wiederholten Polizeiprovokationen (An­
stänkerungen - zumeist gegen Frauen ge­
richtet; Tritte von Motorradpolizisten auf 
nebeniftnen fahrende RadlerInnen; Ver­
haftung von Radlerinnen die nicht am 
rechten Straßenrand fuhren oder gar ganze 
Fäuste ballten). 

Zu Protestaktionen kam und kommt 
es auch gegen das begonnene Herausrei­
ßen der Gleisanlagen des eingestellten 
"Achters". 

(TATblatt-Wien) 
Ob in Österreich, der BRD oder der 

DDR: immer offener treten Faschisten 
auf. 

In Wien plärrt "Ein Herz für Inländer; 
NEIN zur Ausländerflut" mit Hilfe eines 
Lautsprecherwagens ungestört Parolen, in 
der DDR terrorisieren sie ganze Stadtvier­
tel, in der BRD marschieren am 18.890 an 
die 1000 Faschisten durch Wunsiedel (der 
18.8. ist der Todestag von Rud,olfHeß, und 
in Wunsiedelliegt selbiger unter der Erde). 

Diese Offensive der Faschisten, die 
durch den Vereinigungstaumel einen kräf­
tigen Aufschwung erfahren, ist auch durch 
eine verstärkte Zusammenarbeit unterein­
ander gekennzeichnet. 

So leisten Faschisten aus der BRD und 
Österreich ( z.B. Michael Kühnen - F AP, 
Gottfried Küssel- V APO ... ) "Aufbauar­
beit" in der DDR. 

Zur ÖSterreichischen Nationalratswahl 
wird eine rechtsradikale Liste antreten. 

Da im Wahlkampf damit zu rechnen 

ist, daß die Faschisten verstärkt auf die 
Straße gehen werden, muß sich die radika­
le Linke schnellstens überlegen, wie 
mensch gegen die Faschisten vorgeht. 

Wir schIllgen daher ein erstes Koordinie­
rtmgstreffen am Mittwoch, dem 5.9. 1990 im 
RotstilzchenJ Margaretenstr. 99, 1050 Wien 
vor. Bringt Materüd, Fotos und andere Infos 
mi/. 

Informiert alle, die etwas gegen die 
Faschos unternehmen wollen, und nehmt 
sie mit ins Rotstilzchen!!! 

P.S.: Für alle, die es interessiert: Am 
Donnerstag dem 6. September findet der 
Wahlkampfauftakt der FPÖ in Wien statt 
(vielleici:1t findet er auch nicht statt, wär 
doch nett was ?!?!; der Tipper). Diese 
hochinteressante Veranstaltung findet 
(oder eben nicht; Anm d Lehauters) um 
19.30 Uhr im Palais Ferstel, Strauchgasse 
4, 1010 Wien statt. Der Einlaß ist ab 18.30 
Uhr. TeilnehmerInnen sind (wären 
gewesen; Anm) z.B. Heide Schmidt, 
Helene Partik-Pable, Holger Bauer .• 

Im Herbst wird es sicherlich zu einer 
Ausweitung der verschiedensten Aktionen 

. kommen. Darüberhinaus ist mit neuerli­
chen Aktivitäten gegen den Weiterbau der 
Ostautobahn zu rechnen - diese Auto­
bahn ist besonders für die geplante Welt­
ausstellung Wien-Budapest 1995 unerläß­
Iich. Aktionen gegen Transitverkehr sind 

getrennt von Tisch & Bewegung 
(TATblatt Wien) landete er 1979 bei der "taz". Als legitime 

Ein Möbelstück ganz besonderer Art Nachfolgerin der 68er sollte sie die 5,50 
ist in den letzten Tagen der "taz" abhanden mal1,50m große Linksreliquie würdig ver-
gekommen. Ein Tisch: 1968 vom (damali- wahren. Vergangenen Sonntag überant-
gen) Linksanwalt Ströbele gekauft und worteten BesetzerInnen der Mainzerstra-
später an Kommune 2 weitergegeben ße in Ostberlin selbigen Tisch wieder der 
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Ja! Ja! Ja! 
Ich erwäge das TATblatt zu abonnieren (zum Preis von S 96,- für 10 Ausgaben 
bzw S 190,- für 20 Ausgaben bzw S 150,- für 10 Ausgaben außerhalb Öster­
reichs). Bitte schickt mir ganz unverbindlich das nächste TATblatt kostenlos zur 
Probe zu. Dort erfahre ich dann auch, was ich tun muß, um das TATblatt im Abo 
zu erhalten. 
Mein Name ist: 

,I Und wohnen tu ich: 

1 

lJ
l GutSChein ausschneiden und einschicken (frankiert!!!) ans TATblatt; 1060 Wien, GU:J-

pendorferstraße 157/11 ' . 

---.-----------------------------------------

Bewegung. In einer Blitzaktion zerlegten 
sie den Tisch und entkamen unbemerkt. 

Hintergrund der Aktion ist die hetzeri­
sche Berichterstattung der "taz" über 
"West-Autonome", die angeblich die 
Hausbesetzerlnnenbewegung in BerIin­
Hauptstadt unterwandern und für deren 
.Zwecke ausputzen sollen. Während also 
die "taz" die deutsche Einheit recht alter­
nativ besingt und Dank steigender Auflage 
im "Osten" der Stadt auch davon profitiert, 
tritt sie für strenge Spaltupg der Bewegung 
in "gute" Ost- und "böse" Westabteilung 
ein. Opfer der Wohnungsnot im "Westen" 
sollen gefälligst unter der Brücke schlafen, 
jedenfalls aber nicht in leerstehenden 
"Ost"-Häusern. 

Ein dickes TATblatt-Lob den Main­
zerstraßlerInnen. 

PS.: Wir hätten da noch ein paar Szene­
Matratzen, die der Enteignung harren .• 


